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Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand wegen 
nufgefundener neuer Beweismittel im politiſchen 
Verfahren. 


Nach § 372 allg. Gerichts⸗Ordnung findet im ſtreitigen Verfahren 
die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand wegen aufgefundener neuer 
Beweismittel (ob noviter reperta) ſtatt, wenn gegen eine Partei ein 
Spruch ergangen iſt und dieſelbe nach ſolchem erhebliche Beweismittel 
vorgefunden hat, die fie vorher nicht wiſſen oder nicht finden konnte. Für 
das Verfahren in Angelegenheiten, welche der Entſcheidung der politi⸗ 
ſchen Behörden unterliegen, beſteht eine beſtimmte Norm über die Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand nicht. Nichts deſſen ungeachtet muß auch 
hier der Partei die Möglichkeit vorbehalten ſein, die Wiederherſtellung 
ihrer durch eine rechtskräftige Entſcheidung verletzten privatrechtlichen 
Verhältniſſe dann zu begehren, wie ſie auf Grund neu aufgefundener Be⸗ 
helfe darzuthun vermag, daß der gegen ſie ergangene Spruch auf irrigen 
Vorausſetzungen beruhe. Wie die Praxis darthut, wurde auch in wieder⸗ 
holten Fällen von den politiſchen Behörden die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand — Reaſſumirung des Verfahrens — gegen ein rechts⸗ 
kräftiges Erkenntniß bewilligt. 

Ueber die Zuläfſigkeit der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
wegen neu aufgefundener Beweismittel (Restitutio in integrum ob 
noviter reperta), welchen Fall der Wiedereinſetzung wir hier allein vor 
Augen haben, auch im politiſchen Verfahren beſteht demnach kein Zweifel, 
wohl aber iſt die Frage controvers, unter welchen Vorausſetzungen und 
von welcher Behörde die Wiedereinſetzung zu bewilligen ſei. Bei dem 
Mangel einer Vorſchrift hierüber, wie bereits erwähnt wurde, dürfte wohl 
die Analogie des am Eingange dieſes Aufſatzes angeführten $ 372 d. allg. 
G. O. nicht abzuwenden ſein. Mit nachſtehenden Zeilen ſoll der Verſuch 


unternommen werden, darzuſtellen, in wie ferne die Beſtimmungen dieſes 
Paragraphes Anwendung auch im politiſchen Verfahren finden. 

Die Restitutio in integrum ob noviter reperta ſetzt eine 
rechtskräftige oder keinem Inſtanzenzuge unterliegende Entſcheidung 
voraus. Denn wenn die Rechtskraft des Spruches der politiſchen Behörde 
noch nicht eingetreten iſt, ſteht der Partei nicht dieſes, ſondern das Rechts⸗ 
mittel des Recurſes frei, in welchem die neu aufgefundenen Beweismittel 
vorgebracht werden können. Soferne nun durch das Erkenutniß erſter 
oder zweiter Inſtanz nicht einem Andern ein Recht zuerkannt wurde, hat 
die Behörde, welche die den Gegenſtand der Beſchwerde bildende Ent⸗ 
ſcheidung geſchöpft hat, die Wahl entweder den Recurs der höheren Inſtanz 
vorzulegen oder die Entſcheidung abzuändern und damit den Recurs ſelbſt 
zu erledigen. (Miniſt.⸗Verordnung vom 30. Auguſt 1868, R. G. Bl. 124.) 
Soferne durch die Entſcheidung einem Andern ein Recht zuerkannt wurde, 
kann dieſelbe nur von der Oberbehörde abgeändert werden. 

Da nun je nach Geſtalt der Sachlage zum Zwecke der Prüfung der 
neu vorgebrachten Umſtände eine neuerliche Verhandlung angeordnet 
werden kann, auf deren Grundlage erſt die Entſcheidung über den Recurs 
erfolgt, ſo wäre auch im gewöhnlichen Inſtanzenzuge ſchon die Möglichkeit 
der Reaſſumirung des Verſahrens und hiemit einer Art Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand gegeben. Allein die Vorausſetzung dieſes neuerlichen 
Verfahrens iſt die noch nicht eingetretene Rechtskraft des Erkenntniſſes, 
während wir den Fall vor Augen haben, wo das Erkenntuiß erſter 
oder zweiter Inſtanz rechtskräftig iſt, oder in dritter Inſtanz geſchöpſt 
wurde, ſonach ebenfalls keinem weiteren Rechtszuge mehr unterliegt. 
Dieſe Vorausſetzung liegt der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand wegen 
neu aufgefundener Beweismittel zu Grunde und nur unter dieſer Voraus⸗ 
ſetzung iſt der $ 372 a. G. O. analog anzuwenden, nachdem eine beſtimmte 
Norm für dieſen Fall in den Vorſchriften über das Verfahren vor politi⸗ 
ſchen Behörden nicht enthalten iſt. 0 

Nach Inhalt der vorſtehenden Miniſt.⸗Verordnung hat nur die 
Oberbehörde das Recht, eine Entſcheidung der unteren Behörde, durch 
welche einem Anderen ein Recht zuerkannt wurde, abzuändern. 

Dieſelbe Richtung in Abſicht auf den Inhalt des Erkenntniſſes 
hält auch das Rechtsmittel der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
wegen neu aufgefundener Beweismittel ein. Gegenſtand dieſes Rechtsmittels 
können nur Entſcheidungen über widerſprechende Parteian⸗ 
ſprüche ſein. Denn nur in dieſem Falle ſteht der Partei gegenüber dem 
Gegner das Recht auf Aenderung des durch ein Erkenntniß beſtimmten 
Verhältniſſes zu demſelben zu. 

Sofern aber die Entſcheidung nicht über widerſprechende Parteian⸗ 
ſprüche, ſondern lediglich in Wahrung öffentlicher Intereſſen geſchöpft 
wurde, ſo greift dieſes Rechtsmittel nicht Platz. Denn im letzteren Falle 
iſt nicht das Recht der Partei auf neuerliche Beſtimmung ihres Verhält⸗ 
niſſes zum Gegner, ſondern es ſind die öffentlichen Intereſſen maßgebend, 
es muß demnach dem Ermeſſen der Behörde anheimgeſtellt bleiben, ob 
ſie auf Grund der etwa vorgebrachten Neuerungen eine neuerliche Ver⸗ 
handlung anberaumen wolle oder nicht. In dieſem letzteren Falle wird 
über eine Eingabe, welche eine neuerliche Verhandlung ungeachtet der 


bereits im Mitte liegenden rechtskräftigen Entſcheidung begehrt, zu ver⸗ 
handeln ſein wie über jede andere Eingabe im politiſchen Verfahren. Die 
Behörde wird zu erwägen haben, ob der Bittſteller auf die bereits erfolgte 
Entſcheidung zu verweiſen, oder ob auf Grund der beigebrachten neuen 
Behelfe Erhebungen zu pflegen ſeien und eventuell mit einer neuerlichen 
Entſcheidung vorzugehen ſei. 

Anders geſtaltet ſich die Sache, wenn die Wiedereinſetzung gegen 
ein über widerſprechende Partei⸗Intereſſen ergangenes Erkenntniß auf 
Grund neuer Beweismittel begehrt wird. In dieſem Falle, dem eigent⸗ 
lichen Falle der Restitutio in integrum ob noviter reperta, wird 
es Aufgabe der Behörde fein, nach Einvernehmung des Gegentheils vor- 
erſt über die Frage zu verhandeln und zu entſcheiden, ob die Wiederein⸗ 
ſetzung zu bewilligen, beziehungsweiſe, ob auf Grund der neu beigebrachten 
Behelfe eine neuerliche Verhandlung in der Hauptſache zuläſſig ſei. Für 
ſolchen Vorgang ſpricht die Analogie des S 372 a. G. O. und die 
Erwägung, daß es ſich hier um ein Partei-Intereſſe handle und daß über 
dasſelbe ohne vorherigen Anhörung des Gegentheils nicht entſchieden 
werden könne. Analog dem $ 372 a. G. O. wird auch der Reſtitutions⸗ 
werber darzuthun haben, daß ihm dieſe neuen Behelfe bisher unbekannt 
waren. Da die Vereidung der Parteien im politiſchen Verfahren in der 
Regel nicht üblich iſt, wird es genügen, wenn wenigſtens die Wahrſchein⸗ 
lichkeit dieſer Angabe dargethau iſt. Es wird Sache der Behörde ſein, 
dies zu würdigen und bei Schöpfung der Entſcheidung insbeſonders in 
Erwägung zu ziehen, ob die angebotenen oder beigebrachten Beweismittel 
ſolche ſind, um auf die Entſcheidung der Hauptſache Einfluß zu üben. 
Nach Maßgabe dieſer Umſtände wird die Entſcheidung über die Zuläſſig⸗ 
keit einer neuerlichen Verhandlung in der Hauptſache zu fällen ſein. 

Dies iſt das erſte Stadium des Wiedereinſetzungsverſahrens. Das⸗ 
ſelbe ſchließt ſonach ab mit der Entſcheidung über die Zuläſſigkeit einer 
neuerlichen Verhandlung in der Hauptſache, einer Entſcheidung, welche wie 
jede andere dem Inſtanzenzuge zu unterliegen haben wid. 

Woferne nun das auf Zulaſſung der neuerlichen Verhandlung in der 
Hauptſache lautende Erkenntniß in Rechtskraft erwachſen iſt, wäre es Sache 
des Reſtitutionswerbers, unter näherer Darlegung der neuen Beweismittel 
um die Fällung eines neuen Erkenntniſſes in der Hauptſache anzuſuchen. 

Hiemit beginnt das zweite Stadium des Wiedereinſetzungs⸗Ver⸗ 
fahrens. Dasſelbe erhält ſeine Fortſetzung durch die Verhandlung über 
das Petit des Reſtitutionswerbers und die demſelben zu Grunde liegenden 
neuen Beweismittel, ſelbſtverſtändlich unter Einvernehmung des Gegen⸗ 
theils. Auf Grund dieſer Verhandlung wird ſodann die Behörde die 
Entſcheidung in der Hauptſache zu fällen haben, welche wie die vor⸗ 
hergehende dem Inſtanzenzuge unterliegt. 

Hiemit iſt der Reſtitutionsproceß beendet. Lautet das in Rechts⸗ 
kraft erwachſene oder in letzter Inſtanz geſchöpfte Erkenntniß auſ Ab⸗ 
weiſung des Reſtitutionsbegehrens, ſo wird die frühere Entſcheidung 
in der Hauptſache hiedurch nicht alterirt. Wird hingegen dem Begehren 
des Reſtitutionswerbers in der Hauptſache ſtattgegeben, ſo erwachſen 
demſelben hiedurch alle jene Rechte, welche ihm im neuen Erkenntniſſe 
zugeſprochen find. Er kann demnach auf Grund des neuen Erkenntniſſes, 
durch welches das frühere Erkenntniß abgeändert oder behoben wird, 
die Einſetzung in die ihm durch das Erkenntniß zuerkannten Rechte im 
Wege der Execution begehren, ſofern nicht mittlerweile privatrechtliche 
Verhältniſſe eingetreten ſind, über welche nur der Richter erkennen kaun. 

Das eingeleitete Reſtitutionsverfahren aber hemmt wie im Civil⸗ 
proceſſe in keinem Falle den Vollzug des Erkenntniſſes, gegen welches 
die Wiedereinſetzung begehrt wird. 

Es wird daher keinem Anſtande unterliegen, daß z. B. die 
Waſſeranlage, gegen deren Bewilligung das Reſtitutionsbegehren ein⸗ 
gebracht wurde, ungeachtet dieſer im Zuge befindlichen Verhandlung 
wirklich hergeſtellt werde. Es muß aber dem Ermeſſen des Bauwerbers, 
welcher die Bewilligung erlangt hat, überlaſſen werden, ob er die neu 
vorgebrachten Behelfe für derartig hält, daß hiedurch die ihm ertheilte 
Bewilligung alterirt oder behoben werden könne. 

Da aber anderſeits das Reſtitutionsbegehren analog mit $ 373 
allg. G. O. ſo lange geſtellt werden kann, als das Recht nicht ver⸗ 
jährt iſt, ſo kann das Reſtitutionsbegehren ſelbſt dann geſtellt werden, 
wenn das durch die frühere Entſcheidung dem Gegentheile zuerkannte 
Recht bereits längſt in Wirkſamkeit getreten iſt, z. B. der dem Gegner 
zuerkannte Wildſchadenerſatz von dieſem bereits längſt behoben worden iſt. 

Wir haben im Vorſtehenden das Reſtitutionsverfahren und deſſen 
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Bedingungen darzuſtellen verſucht: es erübrigt uns noch von der Behörde 
zu ſprechen, welche über das Reſtitutionsbegehren zu erkennen hätte. 

Analog mit dem § 375 allg. G. O. hätte die Behörde, welche 
in der Hauptſache zu erkennen beruſen iſt, ſowohl über das eingebrachte 


. als auch im Falle der Bewilligung der neuer⸗ 


lichen Verhandlung, in der Hauptſache zu erkennen, möge der Spruch, 
gegen welchen die Wiedereinſetzung begehrt wird, auch in zweiter oder 
dritter Inſtanz geſchöpft worden ſein. 

Wir können nicht verhehlen, daß die bisherige Praxis, ſoweit ſie 
in einzelnen Entſcheidungen bisher zu Tage trat, dieſen Anſchauungen 
nicht eutſpricht. In jenen Fällen, wo bisher die Vornahme der neuer⸗ 
lichen Verhandlung bewilligt wurde, wurde dieſe Bewilligung von jener 
Behörde ertheilt, welche die rechtskräftige oder keinem Rechtszuge mehr 
unterliegende Endentſcheidung geſällt hatte; dieſe Bewilligung erfolgte ohne 
Vernehmung des Gegentheils lediglich auf Grund der neuerlichen 
Eingabe. Ebenſo wurde die Entſcheidung in der Hauptſache von der⸗ 
ſelben Oberbehörde gefällt, ſo daß der unteren Behörde nur die Ver⸗ 
handlung und die Vorlage der Verhandlungsacten unter Stellung des 
Antrages oblag. 

Es läßt ſich nicht verkennen, daß ein ſolcher Vorgang den Vor⸗ 
theil der Beſchleunigung des Verfahrens hat. Allein das iſt wohl der 
einzige Vortheil, welchen man dieſem Verfahren nachrühmen kann. 
Sonſt aber entſpricht dieſer Vorgaug nicht der Anforderung, welche an 
das Verfahren in Parteiſtreitigkeiten geſtellt werden muß, daß kein 
Schritt im Proceſſe ohne Einvernehmung des Gegentheiles unternommen 
werde, entbehrt leicht der erforderlichen Gründlichkeit, gewährt möglicher⸗ 
weiſe den Schein der Willkür und bietet das Mißliche, daß in der 
Hauptſache über einen und denſelben Gegenſtand zuerſt von der erſten 
Inſtanz und ſpäter im Wiedereinſetzungsverfahren von der Oberbehörde 
entſchieden und hiedurch dem unterliegenden Theile eine Inſtanz im 
Recurszuge, ja möglicherweiſe, ſofern die Entſcheidung von der dritten 
Inſtanz erfolgt, jeder Recurszug benommen wird. 

Wir können daher nur für die Einhaltung des in den früheren 
Zeilen geſchilderten Verfahrens plaidiren, welches ſich den Beſtimmungen 
des Civilproceſſes, mit welchem es die Vorausſetzung des ſtreitigen 
Partei⸗Intereſſes gemeinſam hat, analog anſchließt und ſo die beſte 
Gewähr für die Richtigkeit und Gründlichkeit der Entſcheidung wie der 
Wahrung der Rechte beider Theile bietet. 

Nur in einem Punkte würden wir ein Abweichen von den 
erörterten Beſtimmungen für geeignet erkennen, darin nämlich, daß die⸗ 
jenige Behörde, welche das durch das Wiedereinſetzungs⸗Begehren an⸗ 
gefochtene Enderkenntniß geſchöpft hat, auch zur Entſcheidung über dieſes 
Begehren reſp. über die Frage, ob die Hauptſache neuerdings zu ver⸗ 
handeln ſei, berufen ſein ſoll. 

Denn, wenn es auch dem Weſen des Civilproceſſes entſpricht, 
daß über jedes Wiedereinſetzungsgeſuch wie über jede Klage vor dem 
Richter erſter Inſtanz zu verhandeln iſt, fo iſt es anderſeits den Eigen⸗ 
thümlichkeiten des politiſchen Verfahrens angemeſſen, daß über das 
Wiedereinſetzungs⸗Begehren von jener Behörde entſchieden werde, welche 
das Enderkenntniß geſchöpft hat. 

Bei der Entſcheidung im politiſchen Verfahren über ſtreitige 
Partei⸗Anſprüche kommen nämlich nicht wie im Civilproceſſe lediglich 
das von beiden Theilen geltend gemachte Recht und die angebotenen 
Beweismittel, ſondern auch alle jene öffentlichen Rückſichten in Betracht, 
von welchen die Geltendmachung und Ausübung des angeſprochenen 
Rechtes bedingt iſt. Dieſe öffentlichen Rückſichten zu wahren, beziehungs⸗ 
weiſe zu ermeſſen, inwieferne dieſelben die neuerliche Verhandlung zu⸗ 
läſſig machen, ob endlich überhaupt der Fall der Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand ob noviter reperta im Hinblick auch auf die 
öffentlichen Rückſichten, welche bei der Entſcheidung mit in Betracht 
gezogen worden ſind, vorhanden ſei, iſt am beſten jene Behörde 
berufen, welche die Endentſcheidung erlaſſen hat. 

Als weiteres für dieſe Modification ſprechendes Moment muß 
noch das Verhältniß der Unterordnung in's Auge gefaßt werden, welches 
zwiſchen den politiſchen Behörden beſteht. Sofern nämlich die fragliche 
Endentſcheidung der Oberbehörde aus weſentlich öffentlichen Rückſichten 
getroffen wurde, erſcheint deren Spruch nicht nur als Entſcheidung 
zwiſchen zwei Streittheilen, ſondern auch als Regel für Alle. Im 
Hinblick auf dieſe Möglichkeit wäre die Stellung der Behörde erſter 
Inſtanz, welche durch die Bewilligung der Wiedereinſetzung die Hand 
zur Beſeitigung der von der Oberbe hörde getroffenen Anordnung bieten 
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müßte, ſehr Schwierig; dieſelbe müßte als beſangen angeſehen werden Inſtanz zu verfällen und die k. k. Finanzprocuratur mit dem Begehren 


und iſt demnach zur Entſcheidung in erſter Inſtanz nicht geeignet. 

; Die Entſcheidung im erſten Stadium des Reſtitutionsverfahrens 
muß daher in die Hand jener Behörde gelegt werden, welche die End⸗ 
entſcheidung erlaſſen hat. Wenn dieſe letztere ſich für die Einleitung 
des Verfahrens ausgeſprochen hat, behebt ſich das oben angedeutete 
Hinderniß der Befangenheit für die Behörde erſter Inſtanz und dieſelbe 
erſcheint ſodann vollkommen geeignet, die Entſcheidung in der Hauptſache 
zu ſchöpfen. 

Indem wir uns ſonach ausdrücklich für dieſe Competenzbeſtimmung 
ausſprechen, glauben wir anderſeits hervorheben zu ſollen, daß hiedurch 
in keiner Weiſe dem vorhin geſchilderten Grundzuge des Verfahrens 
in Parteiſtreitigkeiten: Der Einvernehmung beider Theile vor der erſten 
Inſtanz ein Abbruch geſchehen ſoll. 

Die politiſche Behörde erſter Inſtanz wird daher über das einge⸗ 
brachte Reſtitutionsgeſuch unter allen Umſtänden mit beiden Theilen zu 
verhandeln haben, mag dieſes Geſuch gegen eine von ihr erlaſſene 
Entſche idung, welche ohne einem Rechtszuge unterlegen zu ſein, in 
Rechtskraft erwuchs, oder gegen eine Entſcheidung der Oberbehörde 
gerichtet ſein. Im erſten Falle hat die Behörde erſter Inſtanz auch die 
Entſcheidung über das abgeſchloſſene Reſtitutionsverfahren, ſelbſtver⸗ 
ſtändlich unter Wahrung des Inſtanzenzuges zu ſchöpfen, im zweiten 
Falle ſind die Acten unter Stellung des Antrages der Oberbehörde 
zur Entſcheidung vorzulegen. Gegen die Entſcheidung dieſer letzteren, 
falls ſie von der Behörde zweiter Inſtanz erfolgt, wäre der Rechtszug an 
die dritte Inſtanz vorbehalten. 

Dies wäre unſerer Meinung nach der Vorgang, welcher in Ab⸗ 
weichung von den Regeln des Civilproceſſes für das erſte Stadium 
des Reſtitutiousverfahrens vor den politiſchen Behörden zu gelten hätte. 
Für das zweite Stadium dieſes Verfahrens hätte jedoch das den An⸗ 
ordnungen der Civilproceßordnung analoge Vorgehen, wie wir es vorne 
dargelegt, platzzugreifen. 

Falls daher das rechtskräftige oder keinem Rechtszuge mehr 
unterliegende Erkenntniß auf neuerliche Verhandlung in der Hauptſache 
lautet, wird die Behörde erſter Inſtanz die Verhandlung in der Haupt⸗ 
ſache zu pflegen und das Erkenntniß hierüber wie über jede andere 
ihrer Competenz unterliegende Angelegenheit zu ſchöpfen haben. Dieſer 
Spruch unterliegt ſelbſtverſtändlich dem Inſtanzenzuge. Das ſohin in 
Rechtskraft erwachſene oder keinem weiteren Inſtanzenzuge unterliegende 
Erkenntniß bildet ſchließlich die Endentſcheidung im zweiten Stadium des 
Reſtitution sverfahrens. 

Wir haben im Vorſtehendeu verſucht, die Grundzüge eines Ver⸗ 
fahrens für die Restitutio in integrum ob noviter reperta vor 
den politiſchen Behörden zu entwerfen. Hätten wir damit auch nur 
eine Anregung zur weiteren Erörterung dieſes Gegenſtandes gegeben, 
ſo erachteten wir den Zweck des Aufſatzes genügend erfüllt. 

Ludwig Sauter. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Auch im Rechtsſtreite mit dem von der k. k. Finanzprocuratur ver⸗ 

tretenen Staatsſchatze kann unter den ſonſtigen Vorausſetzungen 

von dem Beweismittel des Haupteides Gebrauch gemacht werden, 

doch muß in einem ſolchen Fall eine phyſtſche und eidesfähige Per⸗ 

ſon namhaft gemacht werden, welche für den Staatsſchatz den Eid 
leiſten kann. ($ 20% a. G. O.) g 


In einem Excindirungsſtreite wurde dem geklagten Poſtärar über 
die Thatſache der Erwerbung der excindirten Effecten von den Klägern 
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um Zuſpruch der Koſten zweiter Inſtanz abzuweiſen und zwar aus 
nachſtehenden Gründen: Wenn die Klagsſeite von dem Rechtsmittel des 
Hofd. vom 29. Mai 1845, Nr. 889 Gebrauch macht und die gepfändeten 
Effecten als ihr Eigenthum anſpricht, fo liegt ihr nach S 369 a. b. G. B. 
der Beweis des Eigenthums, mithin des Titels und der rechtlichen Erwer⸗ 
bungsart ob. ($ 380 a. b. G. B.) Dieſen Beweis führt dieſelbe durch den 
referibeln Haupteid, welchen auch der erſte Richter zugelaſſen hat. Die Zu⸗ 
laſſung dieſes Eides iſt aber ungeſetzlich, denn abgeſehen davon, daß in der 
Anführung der Klagſeite, daß ſie die Effecten theils von ihrer Schweſter, 
theils von ihrer Großmutter bekommen habe, der Titel zum Eigenthume 
nicht gelegen iſt, beſtimmt der $ 203 der a. G. O., daß jene Partei, welche 
berechtigt wäre, die Streitfache auszugleichen, auch befugt ſei, dem Gegner 
den Haupteid über jene Geſchichtsumſtände, welche dieſer widerſprochen 
hat, aufzutragen. Dieſe Geſetzesſtelle ſetzt offenbar voraus, daß derjenige 
Streittheil, dem der Haupteid aufgetragen werden ſoll, eidesfähig ſei, weil 
im Falle einer Unfähigkeit Seitens des Delaten zur Eidesleiſtung die Gleich⸗ 
ſtellung der Parteien in der Beweisführung vor Gericht verrückt, die Eides⸗ 
auftragung nur illuſoriſch wäre und der Haupteid ſich in eine Beſchwörung 
der behaupteten Thatſache Seitens des Behauptenden verwandeln würde. 
Im vorliegenden Falle iſt das belangte Aerar eine juridiſche Perſon, welche 
zu einer Eidesleiſtung unfähig iſt und daher einen derſelben auferlegten 
Eid durch eine dieſelbe vertretende phyſiſche Perſon abſchwören müßte. Eine 
ſolche iſt die k. k. Finanzprocuratur oder die k. k. Poſtdirection nicht, weil 
ſie Behörden ſind, die das Poſtärar vertreten und ihnen ſchon deßhalb nach 
8 207 a. G. O. über fremde Handlungen, und als ſolche erſcheint die 
Eigenthumserwerbung ſeitens der Kläger, der Haupteid nicht aufgetragen 
werden kann. Ebenſo unzuläſſig iſt es, wenn die Klagsſeite als Eidesdeferent 
den Vorſteher dieſer Behörde als diejenige phyſiſche Perſon bezeichnet, 
welche die aufgetragenen Haupteide in Vertretung des belangten Poſtärars 
abzuſchwören hätte, weil die phyſiſche Perſon mit Rückſicht auf 8 207 
G. O. eine ſolche ſein muß, welche die Thatſachen, zu deren Erhärtung der 
Haupteid aufgetragen wurde, in ihrer Amtseigenſchaſt Namens des Aerars 
unternommen und dieſelben zu vertreten hat, was vorliegend nicht der Fall 
iſt, da weder der Finanzprocurator, noch der Poſtdirector bei der Eigen⸗ 
thumserwerbung der ereindirten Effecten durch die Kläger betheiligt waren 
und auch keine Umſtände vorliegen, welche eine Kenntniß dieſer Perſonen 
von der behaupteten Eigenthumserwerbung wahrſcheinlich machen würden. 
Der von den Klägern als einziges Beweismittel aufgetragene Haupteid iſt 
daher im vorliegenden Falle unzuläſſig und da ihre Behauptungen beweis⸗ 
los daſtehen, mußten dieſelben nicht nur mit ihrem Begehren abgewieſen, 
ſondern auch als gänzlich ſachfällig in den Erſatz der Gerichtskoſten erſter 
Inſtanz verfällt werden (§ 24 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, 3. 69 
R. G. Bl.) Mit dem Ausſpruch auf Zuerkennung der Koſten zweiter In⸗ 
ſtanz wird die k. k. Finanzprocuratur abgewieſen, weil ihr dieſelben nicht 
durch die Gegenſeite veranlaßt wurden (§8 24 und 26 obigen Geſetzes). 
— In der gegen dieſes Urtheil von Seite der Kläger erhobenen ordentli⸗ 
chen Reviſion wird insbeſondere angeführt, daß der $ 203 der a. G. O. 
das Recht der Auftragung des referiblen Haupteides über widerſprochene 
Thatumſtände nicht beſchränke und für das Aerar eine Ausnahme nicht 
ſtatuirt wurde. Insbeſondere ſchließe das Geſetz den Haupteid über That⸗ 
ſachen, worüber ihn der Delat nicht annehmen und ablegen kann, nicht aus. 
Weiter wird auf 8 205 G. O. und das Hofd. v. 8. April 1788, Nr. 805 
J. G. S. verwieſen und insbeſondere betont, daß durch ein derartiges Vor⸗ 
gehen mit Rückſicht darauf, daß die meiften Eigenthumserwerbungen nur 
durch den Haupteid nachweisbar ſeien, die Kläger und Eigenthumsanſpre⸗ 
cher um ihr einziges Beweismittel kämen. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof fand mit Entſcheidung vom 15. 


der negative referible Haupteid aufgetragen und als Perſonen, welche September 1875 8. 7748 das obergerichtliche Urtheil zu beſtätigen 
den Eid anzunehmen oder zurückzuſchieben hätten, der Vorſtand der k. k. und die Klagsſeite in den Erſatz der Reviſionskoſten zu verfällen aus 
mähr. ſchleſ. Finanzprocuratur und der Vorſtand der k. k. Poſtdirection folgenden Gründen: Das obergerichtliche Urtheil iſt durch die eine 


in Brünn bezeichnet. 

Die erſte Inſtanz erkannte auf den Eid des Poſtdirectors in 
Brünn über die Thatſachen der Erwerbung des Eigenthums und hob 
die Gerichtskoſten gegenſeitig auf, „weil es Sache der k. k. Finanzpro⸗ 
curatur geweſen wäre diejenige phyſiſche Perſon namhaft zu machen, 
welche von den klägeriſcherſeits behaupteten Thatſachen unmittelbare 
Keuntniß hatte“. 

Auf Appellatiou der k. k. Finanzprocuratur fand das k. k. mähr. 
ſchleſ. Oberlandesgericht das Urtheil erſter Inſtanz abzuändern, die 
Klagsſeite abzuweiſen, dieſelbe in den Erſatz der Gerichtskoſten erſter 


richtige Auslegung und Anwendung der 88 203 u. 207 G. O. ent⸗ 
haltende Begründung gerechtfertigt. Auch im Rechtsſtreite mit dem von 
der k. k. Finanzprocuratur vertretenen Staatsſchatze kann unter den 
ſonſtigen Vorausſetzungen von dem Beweismittel des Haupteides Ge⸗ 
brauch gemacht werden und ſteht der $ 207 a. G. O. nicht entgegen, 
doch muß, um die Eidesauſtragung in einem ſolchen Falle zulaſſen zu 
können, eine phyſiſche und eidesfähige Perſon namhaft gemacht werden, 
welche für den Staatsſchatz den Eid leiſten kann. Dieſe in der Natur 
des Eides überhaupt und in jener des Haupteides insbeſondere, welcher 
in der Regel angenommen oder zurückgeſchoben werden kann, begrün⸗ 


dete Anforderung kann aber nicht als bloße Förmlichkeit aufgefaßt 
werden, welcher ſchon dadurch entſprochen wird, daß ein Beamter, 
allenfalls der Vorſtand jener Behörde, welche durch ihr Einſchreiten 
den Rechtsſtreit veranlaßt hat, als Eidesleiſter bezeichnet wird, wenn 
die Perſon nicht zugleich jene iſt, in deren Rechte der Staatsſchatz 
getreten, durch deren Handlung derſelbe verpflichtet werden ſollte u. 
ſ. w., welche ſohin nach den Umſtänden von der zu beſchwörenden 
Thatſache Kenntniß haben, den Eid annehmen und ablegen kann, und 
nicht genöthigt iſt denſelben ohneweiters und jederzeit zurückzuſchieben, 
indem Letzteres der in den SS 203 und 205 G. O. beſtimmten Natur 
des Haupteides widerſpricht. Die Auftragung des Haupteides an den 
Finanzprocurator oder Poſtdirector iſt demnach nicht zuläſſig und die 
Abweiſung der Klage die proeeſſuale Folge des Mangels eines geſetzlich 
geeigneten Beweiſes über die dem Anſpruche zu Grunde liegenden 
widerſprochenen Thatumſtände. Die Folge der Sachfälligkeit der Klags⸗ 
ſeite iſt nach 88 24 und 26 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, 8. 
69 R. G. Bl. die Verpflichtung zum Erſatze der Streitkoſten an die 
Gegenſeite und zwar hier jener der erſten und dritten Inſtanz, während 
die Finanzprocuratur mit dem Anſpruche auf Erſatz der Appellations⸗ 
koſten rechtskräftig abgewieſen wurde. Ger.⸗Ztg. 


Der Minderjährige, dem durch die Curatelsbehörde der ſelbſtſtän⸗ 

dige Betrieb eines Gewerbes verſtattet wird (§ 252 a. b. G. B.), 

weiſet damit die nach $ der Gew.⸗Ordnung erforderliche Eigen⸗ 
berechtigung auf. 

Der Blasinſtrumentenmachergehilfe Ignaz St. in Wien hat 
am 25. Jänner 1875 beim dortigen Magiſtrate die Anzeige 
gemacht, daß er die Erzeugung von Blasinſtrumenten ſelbſtſtändig zu 
betreiben gedenke und um die Steuerbemeſſung bitte. Ignaz St. iſt am 
5. October 1852 geboren, ſomit noch nicht großjährig. Der Vater 
des genannten Ignaz St. sen. hat das Inſtrumentenmachergeſchäft vom 
1. Jänner 1875 an zurückgelegt, beziehungsweiſe ſeiner Gattin überlaſſen. 

Am 25. Jänner 1875 erſchien Thereſe St., Gattin des Ignaz St. 
sen., beim Wiener Magiſtrate und erklärte, daß ihr Mann das Gewerbe 
zu ihren Gunſten und zwar kraft Contractes um 6000 fl. zurückgelegt 
habe. Da aber die Firma Ignaz St. ſchon ſeit 1838 beſteht und ſehr 
bekannt iſt, ſo würde, wenn das Geſchäſt auf den Namen Thereſe St. 
angemeldet und demnach eine Firmaänderung eintreten würde, ein bedeu⸗ 
tender Schaden erwachſen, umſomehr, als es auch noch mehrere Firmen 
St. in dieſem Fache gebe; ſie beabſichtige zu Gunſten des Sohnes, welcher 
Ignaz St. heiße, auf das Geſchäft zu verzichten. 

Es wurde Ignaz St. sen. einvernommen, der am 27. März 1875 
erklärte, er habe das Geſchäft zu Gunſten ſeiner von ihm übrigens gericht⸗ 
lich geſchiedenen Frau zurückgelegt. Daß aber ſein Sohn das Geſchäft 
anmelde und führe, werde er nie zugeben; er habe deßhalb auch die Ein⸗ 
willigung zur Großjährigſprechung ſeines Sohnes Ignaz verweigert. 

Das k. k. Bezirksgericht Joſephſtadt hat über Einſchreiten des 
add actum beſtellten Curators mit Beſcheid vom 18. April 1875 dem 
minderjährigen Ignaz St. in analoger Anwendung des § 252 a. b. G. B., 
ſowie auf Grund des Hofdecretes vom 15. Juni 1835, Z. 2712 (Nr. 38 
Juſt.⸗Geſ.⸗Samml.) die curatelbehördliche Bewilligung ertheilt, das von Frau 
Thereſia St. ihrem Gatten Ignaz St. senior, dem Vater des minder⸗ 
jährigen Ignaz St. junior abgekaufte Inſtrumentenmachergeſchäft zu über⸗ 
nehmen und zum ſelbſtſtändigen Gewerbsbetriebe bei der Behörde anzu⸗ 
melden, dies in Erwägung, als aus den gepflogenen Erhebungen hervor⸗ 
geht, daß der laut Taufſcheines vom 5. October 1852 geborene, ſomit der 
phyſiſchen Großjährigkeit naheſtehende Ignaz St. junior derzeit die voll⸗ 
ſtändige Eignung zum Betriebe eines Geſchäftes der oberwähnten Art be⸗ 
ſitzt und die Uebernahme des früher von ſeinem Vater betriebenen In⸗ 
ſtrumentenmachergeſchäftes durch den Sohn ſowohl im Intereſſe des Letz⸗ 
teren ſelbſt, als auch ſeiner Angehörigen gelegen iſt, überdies die vom 
Vater Ignaz St. senior erhobenen Einwendungen ſich als unſtichhältig 
erwieſen haben. Das Begehren um Entlaſſung aus der väterlichen Gewalt 
hat das Bezirksgericht bei dem Umſtande, als der Vater des minderjährigen 
Ignaz St. hiezu ſeine Zuſtimmung verweigert, anderſeits geſetzliche Gründe 
zur Entziehung der väterlichen Gewalt und Beſtellung eines Vormundes 
nicht vorhanden ſind, abgewieſen. 

Dieſe Entſcheidung des Bezirksgerichtes hat Ignaz St. junior beim 
Magiſtrate producirt. 
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Der Magiſtrat hat jedoch mit Deeret vom 30. April 1875 dem 
Anſuchen des Ignaz St. jun. wegen Mangels der im § 4 der Gew.⸗Ord. 
vorgeſchriebenen Erforderniſſe keine gewährende Folge gegeben. 

Ignaz St. jun. recurrirte nun an die nied.⸗öſterr. Statthalterei, 
wurde aber auch von dieſer Behörde unterm 19. Juli 1875 aus den 
Gründen der angefochtenen Magiſtrats⸗Entſcheidung zurückgewieſen. 

In der Miniſterialberufung machte nun Ignaz St. jun. geltend, 
daß die Curatelsbehörde ihm die Bewilligung zur Uebernahme des In⸗ 
ſtrumentenmachergeſchäſtes von ſeiner Mutter und zur Anmeldung des 
ſelbſtſtändigen Betriebes dieſes Gewerbes gegeben habe; daß die 
politiſchen Behörden hiernach um ſo weniger veranlaßt waren, ihm die 
Fähigkeit zur Anmeldung und zum ſelbſtſtändigen Betriebe des Gewerbes 
abzuſprechen, als die Beſtimmung 8 4, Alinen 1 der Gewerbeordnung, wor⸗ 
nach zum ſelbſtſtändigen Betriebe eines jeden Gewerbes in der Regel 
erfordert wird, daß der Unternehmer ſein Vermögen ſelbſt zu verwalten 
berechtigt ſei, Ausnahmen zulaſſe; eine ſolche Ausnahme ſei die in Alinea 2 
desſelben Paragraphes enthaltene Beſtimmung und ſei eine weitere Aus⸗ 
nahme die Beſtimmung des § 252 des a. b. G. B.: „Wenn einem 
Minderjährigen der Betrieb einer Handlung oder eines 
Gewerbes von der Behörde verſtattet wird“. Alſo nicht die 
Verwaltungsbehörde ſei diejenige, welche ſolches „verſtatten“ könne, ſon⸗ 
dern die Vormundſchaſts⸗ oder Gerichtsbehörde. Dies beweiſe der Juſtiz⸗ 
miniſterialerlaß vom 19. März 1860, Z. 2712, welcher verordnet, daß 
die Bewilligung zur Anmeldung einer freien Beſchäftigung von der Vor⸗ 
mundſchaftsbehörde ertheilt werden kann, wenn dieſe Behörde (was der⸗ 
ſelben durch das Hofdecret vom 25. Juni 1835, Juſt.⸗G. Nr. 38, be⸗ 
ſonders eingeſchärft wird), ſich von den Eigenſchaften des Minderjährigen 
ſorgfältig überzeugte und rückſichtswürdige Gründe vorhanden ſind. 
Recurrent erachtete, daß die Bewilligung zur Anmeldung einer freien 
Beſchäftigung die Bewilligung reſp. Berechtigung zum Betriebe des freien 
Gewerbes in ſich ſchließe, weil ſonſt die gedachte Bewilligung zur An⸗ 
meldung keinen Sinn hätte. Hiefür ſpreche auch der geſunde Menſchenver⸗ 
ſtand, da nicht einzuſehen iſt, warum ein Minderjähriger, der keinen 
Vater hat, in ſeinen Rechten eine bevorzugte Stellung vor jenem haben 
ſoll, der einen Vater hat, der aus Gründen, welche die Curatelsbe⸗ 
hörde nicht anerkennt, dem Vortheile für den Minderjährigen entgegentritt. 
Die Ausnahme des § 252 des a. b. G. B. von der Regel des § 4 der 
Gew.⸗Ord. werde aber durch den Juſtizminiſterialerlaß vom 19. März 
1860, 8. 2712 noch ausdrücklich anerkannt, indem derſelbe jagt, daß die 
Vorſchrift des $ 252 a. b. G. B. durch den § 4 der Gew.-Ord. nicht 
aufgehoben wird. Recurrent folgerte, daß ſeine Abweiſung wegen 
Mangels der im § 4 der Gew.⸗Ord. vorgeſchriebenen Erforderniſſe eine 
Ueberſchreitung der Competenz der politiſchen Behörde ſei, indem dieſe 
ſeine von der zuſtändigen Behörde ausgeſprochene Eigenberechtigung ad hoc 
nicht anerkennt und eine Nichtachtung des Juſtizminiſterialerlaſſes vom 
19. März 1860, Z. 2712 ausſpricht, daher ungeſetzlich ſei. Weiters be⸗ 
merkt derſelbe noch, daß in ſeinem Falle auch nicht die Führung des ihm 
von ſeiner Mutter übertragenen Geſchäftes durch einen Stellvertreter 
gefordert werden könne, da ja er ſelbſt die erforderliche, von dem zuſtändi⸗ 
gen Gerichte beſtätigte Eignung beſitze. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 23. Jänner 1876, 
3. 251 nach erfolgter Conſtatirung, daß der Beſcheid des Bezirksgerichtes 
Joſefſtadt vom 18. April 1875 in Rechtskraft erwachſen, erkannt, „daß 
dem Ignaz St. jun. der verlangte Gewerbeſchein auszuſtellen iſt, weil 
derſelbe durch die mit Zuſtimmung ſeiner Perſonal⸗Inſtanz erlangte 
Zulaſſung zum ſelbſtſtändigen Gewerbsbetriebe nach § 252 des a. b. G. B. 
großjährig wird“. St. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe der Statthalterei in Graz Eduard Ritter 
v. Neupauer bei deſſen Penſionirung den Orden der eiſernen Krone zweiter 
Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Statthaltereirath Franz Kallina zum Hofrathe 
bei der Statthalterei in Graz ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe bei der Krainer Landes⸗ 
regierung Joſeph Ritter Roth v. Rothenhorſt den Titel und Charakter 
eines Hofrathes taxfrei verliehen. 
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Erledigungen. a 


Landesſanitäts⸗Referentenſtelle in Salzburg in der ſechſten Rangsclaſſe, bis 
15. März (Amtsbl. Nr 44). 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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